
 

 

Anlagenverzeichnis 

 

 



 

 

Fragenkatalog Brebau – Fragenkatalog des Aufsichtsrates  

1. Ab wann und was wusste die Geschäftsführung von den Vorgängen um den 

internen Vermerk? 

2. Wann und wie wurden die Beweise (Datenbank) gesichert? Wurden die Backups, 

Logs und Tätigkeitsjournale gesichert, damit sie nicht nachträglich manipuliert 

werden?  

3. Wenn die GF nichts davon wusste, wie kann es sein, dass ein solcher 

schwerwiegende Vorgang, an dem offensichtlich mehrere Mitarbeiter*innen beteiligt 

sind, nicht aufgefallen ist.   

4. Welche Kontrollmechanismen überwachen die Geschäftsabläufe im Unternehmen?  

5. Gibt es Erkenntnisse über die Anzahl und Gründe der Beschwerden von 

Wohnungssuchenden?  

6. Der interne Vermerk ist vom 30.9.2019: Gab es vorher oder nachher ähnliche 

Papiere? Wer hat die erstellt?  

7. Wer ist berechtigt, in der Datenbank neue Kategorien einzurichten und 

Anweisungen für die Datenbank an die Beschäftigten zu geben?  

8. Welche Vereinbarungen gibt es zwischen GF und Mitarbeiter*innen zum 

Mietmanagement? 

9. Warum hat sich der Datenschutzbeauftragte nicht mit dem Thema beschäftigt?     

10. Der Vorgang ist ein klarer Verstoß gegen §43 Bundesdatenschutzgesetz und wird 

absehbar mit Bußgeld geahndet. Hat BREBAU die entsprechenden 

Datenschutzverstöße bei der LfDI gemeldet? 

11. Die Datenschutzverstöße könnten sogar nach §42 Datenschutzgesetz eine 

Straftat sein. Ist eine Selbstanzeige gemäß §42 Abs 3 geplant? 

12. Welche Regeln gibt es für die Vermietung in den Quartieren? Kann 

ausgeschlossen werden, dass z.B. in Schwachhausen oder Oberneuland nur 

Deutsche und in Lüssum nur Migrant*innen Wohnungen bekommen haben?  

13. Gibt es eine Regelung für Beschwerdemanagement?   

14. Wieviele Wohnungsinteressent*innen gibt es im Jahr? Wieviele Wohnungen 

werden neu vermietet?  

15. Gibt es Hinweise vom Verband der Wohnungsgenossenschaften wie mit dem § 

19 AGG umzugehen ist?  Ist geplant, Betroffene dieser rassistischen Praxis rechtlich 

zu unterstützen und auf ihre zivilrechtlichen Ansprüche aktiv hinzuweisen?  

16. Ab wann und was wusste der Aufsichtsrat von den Vorgängen um den internen 

Vermerk? 

17. Welche Maßnahmen hat der Aufsichtsrat eingeleitet? 



 

 

18) Gibt es eineN Compliance-Management-BeauftragteN, an die sich Mitarbeitende 

vertrauensvoll wenden können mit Beschwerden oder Problemen? 

19) Welche Gründe gibt es, dass der Mitarbeitende nicht direkt seine Vorgesetzten 

oder Geschäftsführung über diese Praxis in Kenntnis gesetzt hat? Existieren denn 

verbindliche interne Kompetenzrichtlinien, die das vorschreiben? Gibt es hier ein 

strukturelles Problem? 

20) Gibt es eineN Compliance-Management-BeauftragteN, an die sich Mitarbeitende 

vertrauensvoll wenden können mit Beschwerden oder Problemen? 

21) Welches Risikomanagmentsystem hat die Brebau? 

22) Wird die Brebau zukünftig eine eigene Innenrevision einrichten oder wie soll eine 

Revision zukünftig gewährleistet werden? 

23) Sind Antidiskriminierungs- bzw. Diversityschulungen für Mitarbeitende 

durchgeführt worden? 

24) Wie sieht das Compliance Managementsystem aus- ist Diversity ein Bestandteil 

der Compliance Regelung? 

25)  Lt. Presse-Interview beider GF (WK) habe die Praxis im Oktober 2019 begonnen. 

Steht das mit einem Ereignis im zeitlichen Zusammenhang (neue Software? / neues 

Personal/neuer AR ab 12/2019?) 

 

























































BREBAU GmbH - www.brebau.de Telefon 0421 3 49 62 60, Telefax 0421 3 49 62 99 60

Postfach 106920, 28069 Bremen, Schlachte 12-14, 28195 Bremen Öffnungszeiten: Montag – Donnerstag 9.00 – 17.00 Uhr

Informationspflicht zum Fragebogen für Mietinteressenten gem. Art. 13 DSGVO –

1. Name / Firma und Anschrift des Wohnungsunternehmens / Name des Verantwortli-
chen

BREBAU GmbH, Schlachte 12-14, 28195 Bremen /

2. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten

datenschutzbeauftragter@brebau.de

3. Zweckbestimmung der Datenerhebung, Datenverarbeitung oder Datennutzung

Wir verarbeiten personenbezogene Daten gemäß den Bestimmungen der Europäischen
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes n.F. (BDSGneu).
Die Erhebung, Verarbeitung und Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten
erfolgt nur für die hier ausdrücklich genannten Zwecke. Soweit uns eine Einwilligung zur Verar-
beitung von personenbezogenen Daten für bestimmte, vorher genannte Zwecke erteilt wurde, ist
die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf Basis der Einwilligung gegeben. Eine erteilte Einwilli-
gung kann jederzeit widerrufen werden. Der Widerruf der Einwilligung berührt nicht die Rechtmä-
ßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten Daten. Im Rahmen des Mietinteressentenbogens ver-
arbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten
für die folgenden Zwecke:

a. zur Durchführung von vorvertraglichen Maßnahmen und/oder zur Erfüllung von
vertraglichen Pflichten gemäß Art. 6 Abs. 1 b DSGVO:
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt zur Anbahnung und/oder
Abschluss eines Dauernutzungs-/Mietvertrages mit der BREBAU als Eigentümer
oder Verwalter von Mietwohnungen.

b. Im Rahmen der Interessenabwägung gemäß Art. 6 Abs. 1 f DSGVO:
Soweit erforderlich, verarbeiten wir personenbezogene Daten über die eigentli-
che Erfüllung des Vertrages oder der vorvertraglichen Maßnahmen hinaus zur
Wahrung berechtigter Interessen von uns oder von Dritten.
Dazu gehören:

• Durchführung einer Interessentenverwaltung
• Konsultationen von und Datenaustausch mit Auskunfteien (z. B. Creditre-

form) zur Ermittlung von Bonitäts- bzw. Ausfallrisiken im Vermietungsbe-
trieb

• Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung bei rechtlichen
• Streitigkeiten
• Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs unseres Unterneh-

mens
• Verhinderung und Aufklärung von Straftaten (insbesondere beim Betrieb

von Videoaufklärungsgeräten)
• Maßnahmen zur Gebäude- und Anlagensicherheit (z.B. Zutrittskontrollen

mithilfe elektronischer Schließanlagen soweit vorhanden)

Gemäß Art. 21 Abs. 4 i. V. m. Abs. 1 und 2 DSGVO können Sie jederzeit Widerspruch gegen die
Verarbeitung Sie betreffender personenbezogenen Daten einlegen.

4. Bestehende Datenschutzrechte betroffener Personen

Jede betroffene Person hat die folgenden Datenschutzrechte nach der DSGVO und dem
BDSG-neu:
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• Recht auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO
• Recht zur Berichtigung unrichtiger Daten nach Art. 16 DSGVO
• Recht auf Löschung nach Art. 17 DSGVO
• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO
• Recht auf Datenübertragbarkeit nach Art. 20 DSGVO
• Recht auf Widerspruch nach Art. 21 DSGVO
• Beschwerderecht bei einer zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde

nach Art. 77 DSGVO i.V. m. § 19 BDSG-neu

5. Datenübermittlung an Dritte

Creditreform Boniversum GmbH, Hellersbergstraße 11, 41460 Neuss

6. Dauer der Speicherung

Nach Entfallen des jeweiligen Verarbeitungs- und Nutzungszweckes gelten einschlägige gesetzli-
che Aufbewahrungsfristen. Ihre mit den Mietinteressentenbogen ermittelten Daten werden grund-
sätzlich zwölf Monate nach letzter Kontaktaufnahme vollständig gelöscht, sofern nicht anderwei-
tige gesetzliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen oder die Aufbewahrung der Daten der
Rechtsverfolgung dienen.

Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der gesetzlichen Verjährungsvorschriften:
Bei Notwendigkeit der Erhaltung von Beweismitteln etwa im Rahmen gerichtlicher Verfahren wird
auf folgende Speicherungsfristen hingewiesen: Die Verjährungsfristen des Bürgerlichen Gesetz-
buches (BGB) können bei Vorhandensein eines gerichtlichen Titels bis zu 30 Jahre betragen
(§§195 ff. BGB). Sofern kein gerichtlicher Titel gegen die betroffene Person erwirkt wurde, greift
die regelmäßige Verjährungsfrist von drei Jahren.

7. Geplante Datenübermittlung in Drittstaaten

Derzeit findet keine Datenübermittlung in Drittstaaten statt. Dies ist auch nicht geplant.

8. Freiwilligkeit und Bereitstellungspflicht personenbezogener Daten

Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung müssen diejenigen personenbezogenen Daten bereit-
gestellt werden, die für die Aufnahme und Durchführung einer Geschäftsbeziehung und der Erfül-
lung der damit verbundenen vertraglichen Pflichten erforderlich sind oder zu deren Erhebung wir
gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten sind wir nicht in der Lage, einen Vertrag zu schlie-
ßen oder diesen durchzuführen. Sofern eine Angabe freiwillig erfolgen kann, haben wir diese An-
gabe im jeweiligen Erhebungs-Formular gekennzeichnet.

9. Automatisierte Entscheidungsfindungen, Durchführung eines Profilings

Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung nutzen wir grundsätzlich keine aus-
schließlich automatisierte Entscheidungsfindung im Sinne des Art. 22 DSGVO.





















Bestand aktuelle Mietverträge mit Vertragsbeginn ab Oktober 2019
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Anlage 1: Auswertung aktueller Mietverträge – Stand 17.05.2021 (Datum Auswertung: 31.05.2021) 
 
Auswertung aktuelle Mieter Insgesamt Nicht-deutsch klingender 

Name 
Prozentualer 
Anteil 

Vertragsbeginn 
nach Okt. 2019 

davon mit nicht-
deutschem Namen 

Prozentualer Anteil 
Verträge ab Okt. 2019 

Insgesamt 5775 2403 41,61 1091 503 46,10 

Arsten 854 410 48,01 304 147 48,36 

Aumund 245 164 66,94 40 26 65,00 

Bahnhofsvorstadt 256 102 39,84 40 19 47,50 

Fesenfeld  34 8 23,53 5 2 40,00 

Findorff 382 68 17,8 68 16 23,53 

Grolland 88 12 13,64 13 3 23,08 

Gröpelingen 940 553 58,83 160 109 68,13 

Habenhausen 22 1 4,55 22 1 4,55 

Huchting 3 2 66,67 0 0   

Kattenturm 1029 367 35,67 167 61 36,53 

Lesum 3 2 66,67 0 0   

Marßel 793 355 44,77 90 50 55,56 

Neustadt 201 91 45,27 57 16 28,07 

Oberneuland 18 2 11,11 2 1 50,00 

Oslebshausen 292 99 33,9 45 24 53,33 

Schwachhausen 132 25 18,94 34 7 20,59 

Vegesack 381 142 37,27 43 21 48,84 

 
Die Einschätzung „nicht-deutsch klingender Name“ (NdkN) erfolgte subjektiv und wurde durch mindestens zwei Personen vorgenommen. 
 



BREBAU-Informationen zu AWO-Fällen 

15. 0540.0112. schlechter Eingang, schwieriges Haus, sehr unruhig, viele Streitereien,
kleine Wohnungen, überwiegend Einzelpersonen (Männer!) mit 
persönlichen Problemen, für Mutter mit Kind sicher nicht das richtige 
Umfeld. Der Wohnungszuschnitt mit Durchgangszimmer bei nur 2 
Zimmern ist sicher nicht geeignet für die Mieterin. 

14. 0031.0076. BA 31 ist insgesamt ein schlechter BA, da wurden schon immer
schwierige Mieter untergebracht, schwieriges Haus (10 Wohnungen, 9 
vermietet, davon 6 x Migranten), ungepflegter Eingang (schmutzig und 
schlecht riechend), schlichte Ausstattung der Wohnungen, sehr 
unruhig, kleine Wohnungen, überwiegend Einzelpersonen mit 
persönlichen Problemen und Migrationshintergrund, insgesamt sehr 
schlechte Deutschkenntnisse in dem Haus. 

13. 0540.0112. siehe 15. Hier würde ich keiner Frau ein Angebot machen.

12. 0014.004. es wurde mit der AWO verabredet, dass nur Interessenten mit  
Deutschkenntnissen (auch geringen) oder in Begleitung eines 
Dolmetschers oder Betreuers zur Datenaufnahme kommen. Hin und 
wieder sind Interessenten alleine gekommen. Wenn eine 
Verständigung nicht möglich war, wurde kein Angebot gemacht. So ist 
es auch mit der AWO verabredet worden (siehe Vermerk vom 
17.12.2013). Manchmal wurden die Angebote auch an andere 
Flüchtlinge weitergegeben und die Flüchtlinge sind alleine gekommen. 

11. 0583.0006. in diesem Bereich der Neustadt gibt es bereits eine sehr große
Community an Afrikanern. 

10. 0014.0165. keine Erklärung. In dem Haus werden von 5 Wohnungen 2 von
Migranten bewohnt. Insgesamt gibt es in Oslebshausen einige 
Afrikaner, aber nicht sehr viele. 

9. 0540.0116. siehe 15. und 13., Wohnung seit 01.05.2020 an einen „Schwarzen“
vermietet. Hier hat die Vermieterin auch der AWO mehrfach mitgeteilt, 
dass diese Wohnungen dort nicht an Alleinerziehende vermittelt 
werden sollen, mehrfach wurden aber alleinerziehende „schwarze“ 
Frauen vorbeigeschickt, daher die Aussage. (Die Vermieterin hat 
diesen Fall mehrfach dem Unterzeichner berichtet) 

8. 0012.0195. das Haus hat 5 Wohnungen, davon wird eine von einem „Schwarzen“
bewohnt. Es ist nicht klug, hier einen weiteren „Schwarzen“ einziehen 
zu lassen. Verteilung ist besser als Ballung! Vermietung ab 16.04.2020 
an einen Syrer. 

7. 0508.0167. 32 Parteien, davon 25 Migranten, ein „Schwarzer“, Wohnung vermietet
zum 01.04.2020 an syrische Großfamilie. 

6. 0508.0173. siehe 7. Wohnung zum 16.02.2020 vermietet an eine kurdische
Familie. 

5. 0014.0020. keine Erklärung für die Aussage. Vielleicht wollte man, weil der
Vormieter eine Katastrophe war und eine fristlose Kündigung wegen 
dauerhafter Störungen bekommen hat, kein „Risiko“ eingehen, um den 



Bewohnern ein „Zeichen“ zu senden.  Latenter Vorwurf an uns in 
solchen Fällen: Ihr schaut nicht richtig hin, an wen ihr vermietet“. 
Vermietung an deutsche Frau. 

4. 0012.0205. sehr kleine Wohnung im 1. OG, nur Einzelpersonen im Haus, Altbau.
Der Interessentin wurde in der Vermietung ein Angebot unterbreitet. 
Die Kundenbetreuerin hat dann in Vertretung die Interessentin aus 
nachvollziehbaren Gründen(siehe oben) abgelehnt. 

3. 0062.0055. sehr intakte, langjährige Hausgemeinschaft aus überwiegend älteren
alleinstehenden Frauen (auch Migrantinnen). Der Bereich ist 
„gutbürgerlich“, bisher keine „Schwarzen“. 

2. 0076.0008. Angebot am 20.08.2019 an AWO, Angebot am 27.08.2019 an
Interessenten aus Eritrea, Mietübernahme vom 29.08.2019, 
Vertragsbeginn 16.09.2019. Das lief perfekt. 

1. 0098.0206. langjährige überwiegend deutsche Hausgemeinschaft. Wohnung
vermietet an syrische Familie zum 16.10.2019. Ein paar Eingänge 
weiter haben wir damals Probleme mit dem Wohnverhalten einer 
afrikanischen Familie (Alleinerziehend) gehabt (ständige nächtliche 
laute Besuche, lautes telefonieren in der Nacht, missbräuchliche 
Kellernutzung durch Vermüllung usw.). Vielleicht hat sich die 
Kundenbetreuerin nicht getraut, wieder „Ärger“ ins Haus zu holen. 

Bremen, 30.06.2021 
 



 

 

Antwort der AWO auf Anfrage 

 

Sehr geehrte Frau Thies, sehr geehrter Herr Prof. Stauch, 
 
zu Ihrer Anfrage bezüglich der Zusammenarbeit unseres von der Senatorin für Soziales, 
Jugend, Frauen, 
Integration und Sport geförderten Projektes „Mehr Wohnraum für Geflüchtete in Bremen“ 
mit der BREBAU 
kann ich folgende Auskünfte geben: 
 
Bereits seit dem Jahre 2014 stellte die BREBAU uns als AWO-Projektkoordination monatlich 
zwischen zwei und  
vier Wohnungen zur Unterbringung von Bewohner*innen aus Übergangswohnheimen für 
Geflüchtete in Bremen  
zur Verfügung. 
Von Juni 2018 bis August 2020 geschah dieses im Rahmen des „Integrationsvertrages zur 
Hans-Hackmack-Straße“ 
über eine schriftliche Kooperationsvereinbarung zwischen der Senatorischen Behörde und 
der BREBAU.  
 
Die Zusammenarbeit zwischen der BREBAU und den Mitarbeitenden des Projektes war und 
ist sehr gut, vertrauensvoll  
und erfolgreich. Die Wohnungen wurden bedarfsorientiert ausgesucht und uns zur 
Verfügung gestellt. Es gab regelmäßig  
zweimal jährlich Treffen zwischen den beteiligten Mitarbeitenden der BREBAU und der 
AWO-Projektkoordination, 
um Erfahrungen auszutauschen, ggf. Probleme zu besprechen und Verfahrensabläufe 
optimal zu entwickeln. 
 
Aufgrund der Zufriedenheit und der guten Zusammenarbeit erklärte sich die BREBAU bereit, 
auch nach Ablauf 
des Integrationsvertrages unserem Projekt weiterhin monatlich zwei bis drei Wohnungen für 
Bewohner*innen 
aus Übergangswohnheimen zur Verfügung zu stellen. 
Außerdem konnten wir jederzeit Kontakt aufnehmen, um bei besonderem Bedarf ggf. 
zusätzlich direkte 
Wohnungsangebote für unsere Klient*innen zu erhalten. 
 
Als kleiner Eindruck:  
Von Januar 2018 bis Mai 2021 erhielten wir insgesamt 111 Wohnungsangebote zur 
Vermittlung von der BREBAU. 
100 Angebote konnten an Familien oder Einzelpersonen mit 20 unterschiedlichen 
Nationalitäten vermittelt werden,  
eine befindet sich noch in Bearbeitung und 10 Wohnungen mussten aus verschiedenen 
Gründen leider zurück gegeben  
werden. 
 



 

 

Trotz der wirklich sehr guten Zusammenarbeit muss allerdings erwähnt werden, dass einige 
Wohnungsangebote 
seit August 2019 plötzlich mit bestimmten Einschränkungen/Vorgaben hinsichtlich der 
zukünftigen Mieter*innen  
versehen waren.  
Anfang 2020 haben wir dann dazu das Gespräch mit der BREBAU gesucht und dadurch 
Veränderungen/Verbesserungen  
herbeiführen können. Angebote mit Vorgaben kamen nur noch vereinzelt vor, in einigen 
Fällen konnten Begründungen  
nachvollzogen werden. Außerdem konnten in Einzelfällen über Telefonate oder E-Mails 
entsprechende Vermittlungsprobleme  
manchmal geklärt werden. 
Diese Einschränkungen bezogen sich auf Nationalitäten, die Hautfarbe,  vorhandene 
Deutschkenntnisse, das Alter oder den  
Familienstand (alleinerziehend) der potentiellen Mieter*innen. Von den 111 
Wohnungsangeboten betraf dieses 15 Wohnungen. 
 
Im Anhang befinden sich unsere beiden Tabellen mit den Wohnungsangeboten der BREBAU 
insgesamt sowie mit den Wohnungen, 
die Ausschlusskriterien enthielten für den Zeitraum von Januar 2018 bis Mai 2021. 

 
Ich hoffe, damit Ihre Fragen ausreichend beantwortet zu haben. Gerne können Sie mich 
jederzeit wieder kontaktieren. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
AWO Soziale Dienste gemeinnützige GmbH 
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Ergebnisse Prüfung Einträge in „Freitextfelder“ 

1) Hintergrund der Prüfung

Die Brebau GmbH („Brebau“) hat die im CRM-System hinterlegten Daten von 
Interessent*innen/Bewerber*innen in eine Excel-Tabelle extrahieren lassen, um die 
darin enthaltenen Felder mit Einträgen von Kundenbetreuer*innen („Freitexte“) 
sichten zu können. 

Die Excel-Tabelle umfasst 28.342 Zeilen. Die vorhandenen Freitexte wurden durch 
externe Rechtsberater gesichtet und verschiedenen Kategorien zugeordnet. Die 
Zuordnung dient einer vorläufigen Qualifizierung im Hinblick auf die in Frage 
stehenden Vorwürfe der Diskriminierung. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass diese Qualifizierung lediglich als vorläufiger Überblick zur 
Einschätzung der Betroffenheit und als Grundlage der weiteren ggf. erforderlichen 
Einzelfallprüfung dient.  

Die Excel-Tabelle enthält personenbezogene Daten, deren Verarbeitung und (interne 
wie externe) Weitergabe datenschutzrechtlichen Anforderungen unterliegt. Deshalb 
wird vorerst von einer Weitergabe der Excel-Tabelle in ihrer jetzigen Form 
abgesehen. Sollte dies erforderlich werden, können nach datenschutzrechtlicher 
Prüfung und ggf. Aufbereitung Auszüge der Excel-Tabelle übermittelt oder zur 
Einsicht bereitgestellt werden.  

2) Vorgehen und Erläuterung der Prüfung

Zur überschlägigen Bewertung der verschiedenen relevanten Themen und Risiken 
wurden folgende farbliche Markierungen vorgesehen (s. hierzu auch die beigefügte 
Legende): 

- Rot: Diese Farbe betrifft Einträge mit erhöhtem Risiko im Kontext „mögliche
Diskriminierung“ aufgrund von persönlichen Merkmalen (so etwa die im in der
Presse fokussierten Vermerk genannten Kürzel wie „KT“ oder „E40“, Angaben zur
Herkunft/Rasse/Religion, Angaben zu Sprachkenntnissen etc.) sowie potentiell
herablassende Äußerungen zur Person. Aufgrund der erfolgten
Berichterstattung/dem konkreten Vorwurf der Diskriminierung aufgrund der
Herkunft, Religion und Hautfarbe/Rasse wurde die Kategorie „Rot“ zunächst auf
diese Informationen beschränkt und weitere Informationen, die ebenfalls
potentiell das Risiko einer Diskriminierung in sich tragen (Alter, Behinderung,
sexuelle Orientierung) der Kategorie „Orange“ (s. im Folgenden) zugeordnet.

- Orange: Diese Farbe betrifft Einträge, die sog. besondere Datenkategorien im
Sinne von Art. 9 DSGVO (z. B. Gesundheitsdaten/Behinderung, sexuelle
Orientierung) oder in sonstiger Weise sensible Informationen (z. B. Alter,
besondere familiäre Umstände wie Kinder/Trennung, besondere persönliche
Umstände wie Haft, Unterbringung in sozialen Einrichtungen oder kritische
Bonität/Vorverhalten) sowie subjektive sehr kritische Anmerkungen des

Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
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jeweiligen Sachbearbeiters, die über rein sachliche Bewertungen für die 
Wohnungsvergabe hinausgehen (z. B. „stinkt“, „komisch“) enthalten.   

- Gelb: Diese Farbe betrifft personenbezogene Daten im Sinne der DSGVO. 
 
Die ggf. einschlägigen „Schlagworte“ für die Kategorien „Rot“ und „Orange“ (s. hierzu 
auch die beigefügte Legende) wurden in einer zusätzlichen Spalte in die Excel-Tabelle 
eingefügt. Darüber hinaus wurde in dieser Spalte kursorisch eine Markierung „#“ 
aufgenommen. Diese kennzeichnet durchgeführte Stichproben im Hinblick auf 
potentiell kritische Informationen, bei denen sich jedoch aus dem jeweiligen Eintrag 
die Tendenz ablesen lässt, dass hier kein Fall von Diskriminierung (sondern eher das 
Bemühen der Brebau um positive Berücksichtigung im Rahmen der 
Wohnungsvergabe) vorliegt.  
 

3) Ergebnisse  
 
Von den 28.342 Zeilen wurden 16.871 Einträge wie folgt den verschiedenen 
Kategorien zugeordnet:  
- Rot: 4.077 Einträge 
- Orange: 5.721 Einträge 
- Gelb: 7.073 Einträge  
 
Insgesamt zeigt sich ein Bild, wonach unabhängig von den Merkmalen gemäß der 
Kategorie „Rot“ (Herkunft/Rasse/Religion/Sprachkenntnisse) mögliche Ablehnungen 
in der Regel mit negativem persönlichen Verhalten der Personen oder weiteren für 
die Wohnungsvergabe relevanten Merkmalen (z. B. schlechte 
Zahlungsmoral/Miethistorie) einhergehen. Eine systematische Diskriminierung auf 
Grundlage dieser Merkmale konnte nicht festgestellt werden. Vielmehr ist durchaus 
die Tendenz erkennbar, dass man bemüht ist, die Interessenten anderer Herkunft, 
Rasse etc. im Rahmen der Wohnungsvergabe fair zu versorgen. Es finden sich in 
dieser Kategorie zahlreiche positive Aussagen („guter Eindruck“, „nett“, „bemüht 
sich“, „gerne versorgen“), selbst bei negativen Eindrücken wird oft um die zweite 
Meinung eines Kollegen gebeten. Auch im Hinblick auf Merkmale gemäß der 
Kategorie „Orange“ (z. B. finanziell oder sozial schwierige Situationen) sind den 
Einträgen Hinweise darauf zu entnehmen, dass man versucht, Menschen in 
schwieriger Lage zu helfen (z. B. „wohnt in Einrichtung Innere Mission, ich würde ihr 
eine Chance geben, vllt Neustadt oder Ba“). Zudem ist im Hinblick auf die möglichen 
eher kritischen Datenkategorien zur Gesundheit (insb. Behinderung) oder auch 
Angaben zum Alter eher davon auszugehen, dass diese Informationen im Bestreben 
zur Vermittlung geeigneten Wohnraums (z. B. barrierefreies Wohnen) genutzt 
wurden. 
 
Diese Einschätzung wird auch durch eine parallel Brebau-intern durchgeführte 
Prüfung im Hinblick auf die Wohnungsvergabe bezogen auf die betroffenen Personen 
bestätigt. Verträge wurden in folgendem Umfang geschlossen: 
 
- Insgesamt (28.342): 37% (10.626)  
- Kategorie „Rot“ (4.077): 34% (1.401)  
- Kategorie „Orange“ (5.721): 47% (2.693) 
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- Kategorie „Gelb“ (7.073): 48% (3.373) 
- Ohne Kategorie (11.471); 28% (3.159) 

 
In Summe erhielten 44% der Betroffenen, für welche ein Eintrag hinsichtlich einer der 
Kategorien vorhanden war (16.871), eine Wohnung; mit diesen wurde somit ein 
entsprechender Vertrag abgeschlossen.  
 
Von den Betroffenen, für welche kein Eintrag hinsichtlich einer der Kategorien 
vorhanden war (11.471), wurden - wie oben erwähnt - lediglich 28% bei der 
Wohnungsvergabe berücksichtigt und entsprechend versorgt.  
 
Erkennbar ist allerdings eine Tendenz, Interessenten mit bestimmten Merkmalen 
bestimmte Wohnlagen/Objekten anzubieten (z. B. „Kommt für gewünschten Stadtteil 
nicht in Frage“, „passt in Stadtteil“, „Nicht Schw.“, „Nicht gute Häuser in Ast Kat od. 
Grö“). Ob und in welchem Umfang diese Auswahl von weiteren Überlegungen (z. B. 
finanziellem Rahmen und Mietkosten, Wohnungsbeschaffenheiten etc.) abhängig ist, 
lässt sich aus den Einträgen selbst nicht entnehmen. Hierzu ist eine weitere 
Einzelfallprüfung erforderlich. 
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29. Juni 2021 
 
 
 
Stellungnahme des vdw zur Anfrage des Sonderermittlers in Sachen BREBAU, 
Herrn Prof. Dr. Matthias Stauch, vom 23.6.2021 
 
 
Am Nachmittag des 23.6.2021 fand ein Telefonat zwischen dem vom Aufsichtsrat der 
BREBAU beauftragten Sonderermittler, Herrn Prof. Dr. Matthias Stauch, und Ver-
bandsdirektorin Frau Dr. Susanne Schmitt statt. 
Herr Prof. Stauch bittet den vdw um Stellungnahme zu einigen Fragen, die von grund-
sätzlicher Bedeutung für die Wohnungswirtschaft sind und eine weitere und breite 
Wirkung entfalten könnten. 
 
Dabei wurden seitens Herrn Prof. Dr. Stauch mündlich folgende Themenkomplexe 
angesprochen: 

 
1. Wie geht die Wohnungswirtschaft üblicherweise mit Zielgruppen bzw. Ziel-

gruppendefinitionen um? 
 
2. Wie werden üblicherweise persönliche Eindrücke und Einschätzungen der 

Mitarbeiter im Vermietungsprozess aus den Bewerbungsgesprächen mit den 
Mietbewerbern erfasst und im Unternehmen genutzt? Ein Problem ist das 
Notizfeld bei der von BREBAU genutzten Software. Wie machen das andere 
Unternehmen? 

 
3. Wie weit gehen die Pflichten eines Geschäftsführers nach §§ 35, 43 GmbHG 

im Hinblick auf die diskriminierungsfreie Vermietung von Wohnungen? 
 

…  
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Der vdw Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Niedersachsen Bremen 
vertritt die Interessen von 178 Wohnungsunternehmen. In ihren rund 400.000 Woh-
nungen leben fast eine Million Menschen. In Niedersachsen gehört jede fünfte Miet-
wohnung zum Bestand der vdw-Mitgliedsunternehmen, im Land Bremen liegt der  
Anteil sogar bei mehr als 40 Prozent. Die vdw-Mitgliedsunternehmen sind somit die 
wichtigsten Anbieter von Mietwohnungen in den beiden Ländern. Der vdw ist gesetz-
licher Prüfungsverband gemäß § 54 GenG. 

 
Seitens des vdw nehmen wir zu den angesprochenen Fragen in Abstimmung mit un-
serem Spitzenverband, dem GdW, wie folgt Stellung: 
 
 
1. Wie geht die Wohnungswirtschaft üblicherweise mit Zielgruppen bzw. 

Zielgruppendefinitionen um? 
 
1.1 Nach unseren Erkenntnissen gibt es bei den im vdw organisierten sozialen 

Wohnungsunternehmen keine strukturierte Diskriminierung oder Ausgrenzung 
von bestimmten Zielgruppen, auch nicht anhand fester Zielgruppendefinitionen. 

 
 Nach unserem Eindruck sind alle vdw-Mitgliedsunternehmen den Grundsätzen 

von diskriminierungsfreier Vermietung verpflichtet unter Beachtung der beson-
deren Bedarfe von Menschen mit Hemmnissen auf dem freien Wohnungsmarkt 
und tragen unternehmensspezifisch dafür Sorge, dass diese Grundsätze bei 
der Vermietung berücksichtigt werden.  

 
 Selbstverständlich hat die Vermietung durch Wohnungsunternehmen ohne  

Diskriminierung bestimmter Zielgruppen aufgrund deren religiöser Zugehörigkeit 
oder ethnischen Herkunft, aufgrund des Geschlechts, Alters oder der sexuellen 
Identität etc. zu erfolgen. Diesen Grundsatz und die Bedeutung der diskriminie-
rungsfreien Vermietung vermitteln wir im vdw Niedersachsen und Bremen  
sowie im GdW unseren Mitgliedsunternehmen bereits seit mindestens 2007 
durch unterschiedliche Handreichungen und Seminarangebote.  

 
 Die Rahmenbedingungen und Wertevorstellungen einer diskriminierungsfreien 

Vermietungspraxis haben viele unserer Mitgliedsunternehmen seit Langem in 
Leitbildern verankert. Im Dezember 2020 haben wir gemeinsam mit unseren 
Mitgliedsunternehmen mit der Erarbeitung eines übergreifenden Wertekodex 
begonnen, der neben Fragen der Nachhaltigkeit ebenfalls die diskriminierungs-
freie Vermietung zum Gegenstand hat.  

 
 Unser Bundesverband GdW hatte ebenfalls bereits vor Bekanntwerden des 

Vorgangs BREBAU damit begonnen, sich einen Überblick über die von unseren 
Mitgliedsunternehmen praktizierten Wohnungsvergabeverfahren zu verschaf-
fen. Ziel ist es, verschiedene Wege zu einer diskriminierungsfreien, transparen-
ten, nachvollziehbaren und praktikablen Form der Wohnungsvergabe aufzuzei-
gen, die als Vorbild für Wohnungsunternehmen dienen und Grundlage für Wei-
terbildungsmaßnahmen sein sollen.  

 
 Neben den Leitbildern in den Wohnungsunternehmen gibt es vom GdW einen 

Handlungsleitfaden „Mieter mit Migrationshintergrund“ sowie eine Vertiefungs-
studie von minor. Im vdw bieten wir Schulungen zur diskriminierungsfreien 
Wohnungsvergabe sowie Leitfaden zu Quartiersentwicklung und -management 
an. 

 
 Parallel dazu befinden wir uns sowohl in den Regionalverbänden als auch im 

GdW in einem engen Austausch mit Vertretern von Wissenschaft und Migran-
tenorganisationen zu diesem Thema. 

…  
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1.2 Wir stellen fest, dass unsere Mitgliedsunternehmen die diskriminierungsfreie 

Vermietung sehr ernst nehmen. Dazu gehören auch erhebliche Anstrengungen 
der sozialen Wohnungswirtschaft, um letztlich weitere gesellschaftliche Aufga-
ben zu lösen. Dies bedeutet, dass einerseits bereits bei der Vermietung die 
Grundlagen für ein friedliches Miteinander in Nachbarschaften gelegt sowie an-
dererseits Menschen in besonders schwierigen Lebenssituationen unterstützt 
werden. Zu diesem Zweck sorgen die Wohnungsunternehmen mit zusätzlichen 
Leistungen und Angeboten, z. B. durch Sozialarbeiter in sozialen Brennpunkten 
oder gefährdeten Quartieren, für erhebliche Verbesserungen von Lebenssitua-
tionen und sozialer Integration. Zur Gewährleistung einer fairen und diskriminie-
rungsfreien Wohnungsvergabe gibt es teilweise sogar eine Ombudsperson bei 
unseren Mitgliedsunternehmen, die abgelehnten Bewerbern die Möglichkeit der 
Überprüfung bietet. 

 
 Seit Jahren versuchen wir, bei diesen Bemühungen auch die Unterstützung der 

politischen Ebenen zu erhalten. Auf der Ebene der Länder gibt es hierzu ge-
meinsame Projekte. Auf der Bundesebene sind diese Bitten um übergeordnete 
Unterstützung bei der Arbeit in schwierigen Quartieren bisher bei allen Ressorts 
in Leere gelaufen. Hier bedarf es dringend eines Umdenkens und weiterer poli-
tischer Förderung. 

  
 In der wohnungswirtschaftlichen Praxis zeigt sich allerdings die Unumgänglich-

keit der Definition von bestimmten Zielgruppen. So werden z. B. für die Ziel-
gruppe der Rollstuhlfahrer Wohnungen vorgehalten, die dann anderen Woh-
nungssuchenden nicht zur Verfügung gestellt werden können. Es gibt besonde-
re Angebote für ältere Menschen, Familien mit Kindern, Alleinerziehende, für 
Frauen, die aus Frauenhäusern wieder den Weg in eine selbständige Wohnung 
suchen, oder für Obdachlose. Gerade im Rahmen der Bemühungen um eine 
sozial gerechte und diskriminierungsfreie Vermietung ist es unerlässlich, diese 
Gruppen zu berücksichtigen und zu unterstützen. Vor dem Hintergrund dieses 
beabsichtigten Unterstützungszwecks kann aus Angeboten für diese Zielgrup-
pen deswegen nicht abgeleitet werden, dass dadurch andere Zielgruppen dis-
kriminiert werden. 

 
 
1.3 Die Organisation der Vermietungsprozesse ist in der wohnungswirtschaftlichen 

Praxis sehr unterschiedlich. Dies ist durch die Verschiedenheit der spezifischen 
und regionalen Wohnungsmärkte bedingt: 

 
 In Ballungszentren und in deren Umland gibt es teilweise andere zielgrup-

penspezifische Bedarfe als in eher ländlich geprägten Regionen. 

 Es gibt große Unterschiede zwischen wachsenden und eher schrumpfenden 
oder stagnierenden Märkten.  

 Die jeweilige Geschäftstätigkeit wird folglich stark vom regionalen Umfeld 
geprägt. Schon der Vergleich zwischen Bremen und Bremerhaven zeigt, 
dass es eine ganz unterschiedliche Nachfragesituation mit entsprechenden 
Auswirkungen auf das Geschäft gibt: In manchen Gebieten gibt es lange 
Wartelisten und viel mehr Bewerber als Wohnungen; dort muss eine Aus-
wahl der Mieter durch das Unternehmen stattfinden. In anderen Bereichen 
gibt es hohe Leerstände, was zu einer größeren Chance der jeweiligen Be-
werber führt. 

 Hinzu kommt die wichtige Aufgabe der Wohnungswirtschaft, durch eine klu-
ge und passende Belegung ihrer Wohnungen sozial stabile Bewohnerstruk-
turen, ausgeglichene Siedlungsstrukturen und damit insgesamt zu einem 
Ausgleich kultureller, sozialer und wirtschaftlicher Verhältnisse beizutragen. 

…  
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 Um diesen jeweiligen regionalen Besonderheiten gerecht zu werden, müssen 

Anbieter von Wohnungen die Möglichkeit haben, ihre Mieter entsprechend 
flexibel auszuwählen. Letztlich hat die sozial orientierte Wohnungswirtschaft 
damit einen erheblichen Beitrag zu einem friedlichen Miteinander in unseren 
Kommunen zu leisten.  

 
 
1.4 Neben diesen regionalen und gesellschaftlichen Unterschieden darf nicht ver-

kannt werden, dass die im vdw organisierten Unternehmen in unterschiedlicher 
Weise verfasst und in ihrer Struktur durch die verschiedenen regionalen und 
gesellschaftlichen Gegebenheiten geprägt sind.  

 
 Die Wohnungsbaugenossenschaften sind von ihrem Förderauftrag her 

zuallererst dem Interesse ihrer jeweiligen Mitglieder an bezahlbaren und 
modernen Wohnungen verpflichtet. Um eine genossenschaftliche Wohnung 
zu erhalten, muss der Mietinteressent der Genossenschaft erst einmal als 
Mitglied beitreten. Das wesentliche Kriterium für die Vermietung der Woh-
nung ist dann die Dauer der Zugehörigkeit und die Länge des Wartens.  
Von diesem Hauptkriterium wird dann abgewichen, wenn im Einzelfall be-
sondere Gründe vorliegen. Genossenschaften dienen dazu, für die ihnen 
angehörigen Mitglieder Wohnungen zur Verfügung zu stellen. Die Mitglie-
derstruktur bildet dabei grundsätzlich alle Schichten der Bevölkerung ab. 

 Die kommunalen Wohnungsunternehmen dagegen haben keine persönli-
chen Mitglieder und können somit grundsätzlich Wohnraum an jedermann 
vermieten. Allerdings haben sie in der Regel den besonderen Auftrag der 
Kommune, einkommensschwächeren Menschen oder Menschen, denen  
besondere Hindernisse den Zugang zu einer Wohnung auf dem freien Markt 
verwehren, Wohnraum anzubieten. Die im vdw organisierten Wohnungsge-
sellschaften vermieten in diesem Sinne eine Vielzahl ihrer Wohnungen an 
Wohnscheinberechtigte, an Menschen mit kleinerem Einkommen, mit Migra-
tionshintergrund, mit Behinderungen, oder allgemein gesagt: Menschen, die 
es aus den verschiedensten Gründen auf dem Wohnungsmarkt insgesamt 
nicht immer einfach haben, eine passende Wohnung zu finden. 

 Die Wohnungsbaugesellschaften und die -genossenschaften sind ihrerseits 
wieder sehr unterschiedlich strukturiert. Ein kleines Unternehmen mit weni-
gen Hundert Wohnungen ist völlig anders aufgestellt als ein Unternehmen 
mit mehreren Zigtausend.  

 
 Aus dieser regionalen, gesellschaftlichen und unternehmerischen Vielfalt lässt 

sich ableiten: In der Wohnungswirtschaft ist generell ein Umgang mit Zielgrup-
pen erforderlich; dieser erfordert allerdings immer die Berücksichtigung aller 
Umstände im Einzelfall und kann nicht standardisiert werden. 

 
 
2. Wie werden üblicherweise persönliche Eindrücke und Einschätzungen der 

Mitarbeiter im Vermietungsprozess aus den Bewerbungsgesprächen mit 
den Mietbewerbern erfasst und im Unternehmen genutzt? Ein Problem ist 
das Notizfeld bei der von BREBAU genutzten Software. Wie machen das 
andere Unternehmen? 

 
 Es gibt viele Wohnungsunternehmen, die bisher noch gar keine entsprechende 

Vermietungssoftware einsetzen. Dies wird sich bei zunehmender Digitalisierung 
ändern. Bei der Entwicklung entsprechender Tools sind vor allem auch die ver-
schiedenen Anbieter von Software einzubeziehen, damit der Vermietungspro-
zess auch digitalisiert im Sinne des AGG gewährleistet werden kann.  

…  






